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(Bekanntmachung Öffentliche Ausschreibung)  

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)
Name Kreisverwaltung Mainz-Bingen
Straße Konrad-Adenauer-Str. 34
PLZ, Ort 55218 Ingelheim am Rhein
Telefon +49 61327872251 Fax +49 6132787972251
E-Mail rund.kathrin@mainz-bingen.de Internet http://www.mainz-bingen.de

b) Vergabeverfahren Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer 2026-RS+GA-LED

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur Ver- und Entschlüsselung der
Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:
elektronisch

in Textform
Bekanntmachungs-ID: CXS0Y59DY6ZYERA9

 

schriftlich

d) Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

Planung u. Ausführung von Bauleistungen

Bauleistungen durch Dritte (Mietkauf, Investor, Leasing, Konzession)

e) Ort der Ausführung
Christian-Erbach-Realschule plus
Appenheimer Str. 4
55435 Gau-Algesheim

f) Art und Umfang der Leistung, ggf. aufgeteilt nach Losen
Art der Leistung: Elektroarbeiten
Umfang der Leistung: Austausch vorhandener Leuchten gegen neue LED-Leuchten

g) Angabe über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch
Planungsleistungen gefordert werden

Zweck der baulichen
Anlage
Zweck des Auftrags

h) Aufteilung in Lose (Art und Umfang der Lose siehe Buchstabe f)
nein

ja, Angebote sind möglich nur für ein Los

für ein oder mehrere Lose

nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden)

Beschränkung der Zahl der Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhalten kann

Höchstzahl: siehe Bekanntmachung bzw. Aufforderung zur Interessensbestätigung
Bedingungen zur Ermittlung derjenigen Lose, für die ein Bieter den Zuschlag erhält, falls sein
Angebot in mehr Losen das wirtschaftlichste ist als der angegebenen Höchstzahl an Losen

VHB - Bund - Ausgabe 2017 - Stand 2019 Seite  1  von 6
07.10.2026 11:45 Uhr - BMS 13.1.0.1001

 



121 
(Bekanntmachung Öffentliche Ausschreibung)  

i) Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung:

Fertigstellung oder Dauer der
Leistungen:

weitere Fristen

 

j) Nebenangebote
zugelassen

nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen

nicht zugelassen

k) mehrere Hauptangebote
zugelassen

nicht zugelassen

l) Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen
Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfügung gestellt.
Online-Plattform "rlp.vergabekommunal"

(https://rlp.vergabekommunal.de/Satellite/notice/CXS0Y59DY6ZYERA9/
documents)

  
Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Informationen:

Abgabe Verschwiegenheitserklärung

andere Maßnahme:

Der Zugang wird gewährt, sobald die Erfüllung der Maßnahmen belegt ist.

Nachforderung
Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit Angebotsabgabe gefordert war, werden

nachgefordert

teilweise nachgefordert und zwar folgende Unterlagen:

nicht nachgefordert

 Auskunftserteilung über Vergabeunterlagen
und Anschreiben bis

06.11.2026

o) Ablauf der Angebotsfrist am 16.11.2026 um 11:00 Uhr
Ablauf der Bindefrist: am 22.12.2026

p) Adresse für elektronische Angebote
"rlp.vergabekommunal" (https://rlp.vergabekommunal.de/Satellite/notice/
CXS0Y59DY6ZYERA9)

 

Anschrift für schriftliche Angebote

q) Sprache, in der die Angebote abgefasst
sein müssen:

Deutsch;
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r) Zuschlagskriterien Niedrigster Preis

s) Eröffnungstermin am 16.11.2026 um 11:00 Uhr
Ort Kreisverwaltung Mainz-Bingen

Personen, die bei der
Eröffnung anwesend sein
dürfen

keine Bieter zugelassen - elektronisches Vergabeverfahren, keine
schriftliche Angebote zugelassen

 
t) geforderte Sicherheiten Siehe Vergabeunterlagen
 
u) Wesentliche

Finanzierungs- und
Zahlungsbedingungen
und/oder Hinweise
auf die maßgeblichen
Vorschriften, in denen sie
enthalten sind

Siehe Vergabeunterlagen

 
v) Rechtsform der /

Anforderung an
Bietergemeinschaften
 

w) Beurteilung zur Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis der Eignung durch den Eintrag in die Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis).
Bei Einsatz von Nachunternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuweisen, dass diese
präqualifiziert sind oder die Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.
 
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der Eignung mit dem
Angebot das ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzulegen. Bei Einsatz
von Nachunternehmen sind auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch für diese
abzugeben. Sind die Nachunternehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer,
unter der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.
(Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.
 
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die der
Nachunternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigenerklärung zur
Eignung“ genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen,
die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache
beizufügen.
 
Das Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung" ist erhältlich

Online auf "rlp.vergabekommunal" (https://rlp.vergabekommunal.de/Satellite/notice/
CXS0Y59DY6ZYERA9/documents) oder
Vergabestelle, siehe a)

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a
Abs. 3 VOB/A zu machen:

Mit dem Angebot vorzulegende Unterlagen

Bedingung an die Auftragsausführung
• Bescheinigung in Steuersachen (mittels Dritterklärung vorzulegen): Nachweis über die

Erfüllung der
Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben.
Bescheinigung in Steuersachen stellt das zuständige Finanzamt aus.
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• Gewerbezentralregister (mittels Dritterklärung vorzulegen): Der Auszug aus dem
Gewerbezentralregister hat Informationen über Verwaltungsentscheidungen,
Bußgeldentscheidungen oder Auskünften über Inhaber und Geschäftsführer zu enthalten.
Der Auszug darf nicht älter als 3 Monate sein und ist im Original vorzulegen. Vorlage
spätestens vor Auftragserteilung.

• Insolvenz (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Nachweis, dass über das Vermögen
des Bewerbers kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren
eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser
Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist.

• Krankenkassen (mittels Dritterklärung vorzulegen): Bescheinigung der
gesetzlichen Krankenkassen oder
der Krankenkasse, bei der die meisten Beschäftigten versichert sind.

• Liquidation (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Nachweis, dass sich das Unternehmen
nicht in Liquidation befindet.

• Sozialversicherung (mittels Dritterklärung vorzulegen): Nachweis über die Entrichtung
der Beiträge zur gesetzlichen
Sozialversicherung.

• Verfehlungen (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Nachweis, dass keine schwere
Verfehlung begangen wurde, die
die Zuverlässigkeit des Bewerbers
in Frage stellt (z. B. Straftaten).

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
• Betriebshaftpflichtversicherung (mittels Dritterklärung vorzulegen): Nachweis einer

Betriebshaftpflichtversicherung/
Berufshaftpflichtversicherungsdeckung durch Vorlage des Versicherungsscheins.
Deckungssumme: 1 Mio. EUR für Personenschäden und 1 Mio. EUR für Sachschäden
Vorlage von Versicherungsbescheinigungen vor Auftragserteilung.

• Gesamtumsatz (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Erklärung über Gesamtumsatz in
der Regel bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre. In der Regel
Eigenerklärung durch den Bieter oder Bestätigung durch einen Wirtschaftsprüfer oder
Steuerberater.

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
• Mitarbeiter (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Zahl der in den letzten drei Geschäftsjahren

jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer.
• Referenzen (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Beschreibung vergleichbarer früherer

Projekte, die in Art und Umfang dem ausgeschriebenen Auftrag entsprechen. In der Regel
Angabe der wesentlichen Leistungen der letzten drei Jahre mit folgenden Angaben:
Auftragswert, Leistungszeitraum, Beschreibung der erbrachten Leistung, Name und
Anschrift des Auftraggebers, Ansprechperson mit Kontaktdaten.

• Tariftreue (mittels Eigenerklärung vorzulegen): Erklärung zur Tariftreue anhand der
beigefügten Vordrucke.

Angaben und Formalitäten,
die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen
zur persönlichen Lage zu
überprüfen

Die Einreichung der Angebote hat zwingend unter Einreichung der in
der Bekanntmachung genannten Eignungsnachweisen zu erfolgen.
Hierzu zählen:

- Eigenerklärung nach § 123 Abs. 1 und Abs. 4 GWB und nach § 124
Abs. 1 und Abs. 2 GWB,
- Nachweis über die Eintragung des Bewerbers in ein Berufs- oder
Handelsregister (nicht älter als 3 Monate),
- Studien- und Ausbildungsnachweise sowie Bescheinigungen über die
Erlaubnis zur Berufsausübung für die Führungskräfte (Geschäftsführer,
Prokurist, Projektleitung) des Unternehmens.

Angaben und Formalitäten,
die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen
zur wirtschaftlichen

Die Einreichung der Angebote hat zwingend unter Einreichung der in
der Bekanntmachung genannten Eignungsnachweisen zu erfolgen.
Hierzu zählen:
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und finanziellen
Leistungsfähigkeit zu
überprüfen

- Mindest-Gesamtumsatz der letzten 3 Jahre (2023, 2024, 2025) von
500.000 EUR (netto) als Mittelwert der letzten drei Geschäftsjahre,
- Nachweis einer gültigen Berufshaftpflicht mit den Deckungssummen
von mindestens 3,0 Mio. EUR für Personenschäden und mindestens
2,5 Mio. EUR für Sach-, und Vermögensschäden,
- Angaben über die Zahl der in den letzten drei Jahren durchschnittlich
beschäftigten Mitarbeiter, sowie Nennung der Projektleitung.

Im Übrigen sind für jeden Nachunternehmer sowie für den Bewerber
bzw. sämtliche Mitglieder einer Bietergemeinschaft Erklärungen und
Angaben zur wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
vorzulegen.

Angaben und Formalitäten,
die erforderlich sind, um die
Einhaltung der Auflagen zur
technischen und beruflichen
Leistungsfähigkeit zu
überprüfen

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignungskriterien:
Referenzliste (min. 3 Referenzen) mit der zu vergebenden Leistung
vergleichbaren Leistungen max. 5 Geschäftsjahre zurückliegend mit
Kontaktdaten der Ansprechpartner
Angaben zur Zahl der in den letzten 3 abgeschlossenen
Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte,
gegliedert nach Lohngruppen mit gesondert ausgewiesenem
technischen Leitungspersonal.

Sonstige Bedingungen Bei Einreichung der Angebote sind zwingend die in dieser
Bekanntmachung aufgeführten Nachweise und Dokumente zu
den Auflagen zur persönlichen Lage, zur wirtschaftlichen und
finanziellen Leistungsfähigkeit sowie zur technischen und beruflichen
Leistungsfähigkeit beizufügen. Die einzureichenden Unterlagen sind
auch in der Aufforderung zur Angebotsabgabe aufgeführt.

Geforderte Eignungsnachweise (gem. §§ 122 ff. GWB, i.A. an §§
42 ff. VgV), die in Form anerkannter Präqualifikationsnachweise
(u.a. HPQR) vorliegen, werden zugelassen und anerkannt, wenn
die Präqualifikationsnachweise in Form und Inhalt den geforderten
Eignungsnachweisen entsprechen.

Vorlage einer Bietergemeinschaftserklärung in Textform für den
Fall, dass eine solche gebildet wird. In dieser ist die Bildung einer
Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall zu erklären. Alle Mitglieder sind
aufzuführen und der für die Durchführung bevollmächtigte Vertreter ist
zu benennen. Es ist zu bestätigen, dass der bevollmächtigte Vertreter
die Bieter gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt und
alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

Bei Bietergemeinschaften ist darzulegen, welches Unternehmen
welche Leistungen durchführt.

Sofern ein Einsatz von Nachunternehmern (NU) vorgesehen
ist, sind die jeweiligen Unternehmen sowie die entsprechenden,
auszuführenden Leistungen zu benennen. Für jeden NU ist eine
Verpflichtungserklärung in Textform beizufügen.

x) Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
Name Vergabekammer Rheinland-Pfalz Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und

Weinbau
Straße Stiftsstraße 9
PLZ, Ort 55116 Mainz
Telefon +49 6131-162234 Fax +49 6131-162113
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E-Mail vergabekammer.rlp@mwvlw.rlp.de Internet https://mwvlw.rlp.de/de/ministerium/
zugeordnete-institutionen/
vergabekammer/

 
Sonstige Informationen für Bieter/Bewerber

Ohne Vorlage von Formblatt 213 wird das Angebot ausgeschlossen!!
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